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Norm

AVG §37;

FrÄG 2015;

FrPolG 2005 §46 Abs2 idF 2015/I/070;

VwRallg;

1. AVG § 37 heute

2. AVG § 37 gültig ab 01.01.1999 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 158/1998

3. AVG § 37 gültig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Rechtssatz

Der mit dem FrÄG 2015 dem § 46 Abs. 2 FrPolG 2005 angefügte letzte Satz normiert die - nach den ErläutRV (RV582

BlgNR 25. GP 18) schon bisher bestehende - Verp@ichtung des Fremden, "an den notwendigen Handlungen zur

Erlangung eines HeimreisezertiDkates im erforderlichen Umfang mitzuwirken", nunmehr ausdrücklich. Diese

Mitwirkungsverp@ichtung bezieht sich evidenterweise auf die Regelung im ersten Satz dieser Bestimmung betreFend

die Einholung eines für die Abschiebung erforderlichen Ersatzreisedokumentes bei der zuständigen ausländischen

Behörde durch das BFA. Die mit dem FrÄG 2015 neu geschaFene Möglichkeit, die Verp@ichtung zur Mitwirkung mit

Bescheid aufzuerlegen, knüpft nun ausdrücklich an diese "gemäß Abs. 2" bestehende Verp@ichtung zur Mitwirkung an.

Demnach kommt die bescheidmäßige Auferlegung einer Verp@ichtung zur Mitwirkung nur in Bezug auf die "zur

Erlangung eines Ersatzreisedokumentes" notwendigen Handlungen in Betracht.Der mit dem FrÄG 2015 dem Paragraph

46, Absatz 2, FrPolG 2005 angefügte letzte Satz normiert die - nach den ErläutRV (RV582 BlgNR 25.

Gesetzgebungsperiode 18) schon bisher bestehende - Verp@ichtung des Fremden, "an den notwendigen Handlungen

zur Erlangung eines HeimreisezertiDkates im erforderlichen Umfang mitzuwirken", nunmehr ausdrücklich. Diese

Mitwirkungsverp@ichtung bezieht sich evidenterweise auf die Regelung im ersten Satz dieser Bestimmung betreFend

die Einholung eines für die Abschiebung erforderlichen Ersatzreisedokumentes bei der zuständigen ausländischen

Behörde durch das BFA. Die mit dem FrÄG 2015 neu geschaFene Möglichkeit, die Verp@ichtung zur Mitwirkung mit

Bescheid aufzuerlegen, knüpft nun ausdrücklich an diese "gemäß Absatz 2, bestehende Verp@ichtung zur Mitwirkung

an. Demnach kommt die bescheidmäßige Auferlegung einer Verp@ichtung zur Mitwirkung nur in Bezug auf die "zur

Erlangung eines Ersatzreisedokumentes" notwendigen Handlungen in Betracht.
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